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Original in English

Antwort der VRE auf die Konsultation der Europäischen Kommission

„Gesundheit in Europa: Ein strategischer Ansatz“
Von der Plenarsitzung der Kommission 2 in Terceira, Azoren-P (23. Oktober 2007) und

von der Hauptversammlung in Udine, FVG-I (8. November 2007) verabschiedet
Die Versammlung der Regionen Europas (VRE) vertritt mehr als 250 Regionen aus 32 europäischen Ländern sowie 14 interregionale Organisationen. Die VRE ist die politische Organisation der Regionen in Europa und ihr Sprachrohr auf europäischer und inter​nationaler Ebene. Sie befasst sich mit der Vertretung der Interessen der Regionen im politischen Prozess und der Entwicklung der interregionalen Zusammenarbeit. 
Dieser Beitrag der VRE beruht auf den Ergebnissen einer Anhörung unter  den Mitgliedsregionen der VRE, die sich an der Kommission für Sozialpolitik und Öffentliche Gesundheit (2) beteiligen, sowie auf den vorrangigen Tätigkeitsbereichen, die die Mit​glieder dieser Kommission und die VRE im Rahmen des Strategieplans der VRE für den Zeitraum 2007-2012 ermittelt haben.

In diesem Dokument werden zunächst die Schlüsselprioritäten dargestellt, die nach Ansicht der Mitgliedsregionen der VRE in die zukünftige europäische gesundheitspolitische  Strategie einbezogen werden sollten, und die Aktionen, die auf europäischer Ebene in jedem dieser Bereiche erforderlich sind. Es werden getrennte Antworten auf die Fragen gegeben, die nicht durch die Auflistung der Schlüsselprioritäten abgedeckt sind. 



Übergreifende Priorität: Einbeziehung der Gesundheit in alle Politikfelder                                                                    der EU
Die Mitgliedsregionen der VRE sind der Ansicht, dass folgende Prioritäten innerhalb der zukünftigen europäischen gesundheitspolitischen Strategie übergreifend sein sollten: 
Einbeziehung der Gesundheit in alle Politikfelder der EU
Die VRE ist überzeugt, dass die Einbeziehung der Gesundheit in alle Politikfelder der EU die Schlüsselpriorität der gesundheitspolitischen Strategie der EU werden sollte. Das hätte zur Folge:
· Erhöhung der Anzahl der Akteure, die Anliegen der öffentlichen Gesundheit sowie politische Zielsetzungen berücksichtigen und dadurch sicherstellen,  dass die Ziele der öffentlichen Gesundheit von allen politischen Handlungsträgern gefördert werden. Diese Akteure sind auch potentielle Partner für die öffentliche Gesundheitspolitik, beispielsweise im Hinblick auf Umweltpolitik, Initiativen zum Verbraucherschutz oder die soziale Eingliederung;
· Realisierung des Ziels, dass sich ein breiteren Spektrum von politischen Hand​lungsträgern die Anliegen  der öffentlichen Gesundheit zu eigen macht;

· Begrenzung der Maßnahmen, die den Zielsetzungen der öffentlichen Gesundheit widersprechen;

· Dadurch Verbesserung der Umsetzungsquote in der Gesundheitspolitik. 
Wir erkennen die Arbeit an, die bislang in diesem Sinne geleistet wurde und bestärken die Europäische Kommission, ihre Anstrengungen zu ver​doppeln. Da wir eine Organisation sind, die in fast allen europäischen Politikfeldern aktiv ist, begegnen uns oft Fälle, bei denen die  Anliegen der öffentlichen Gesundheit ganz  offensichtlich mißachtet werden.
Die VRE schlägt vor, dass die Europäische Kommission Schlüsselbereiche der Politik ermittelt, in denen die Anliegen der öffentlichen Gesundheit nicht ausreichend berück​sichtigt werden und mittel- sowie langfristige Ziele festlegt, um sicherzustellen, dass für politische Vorschläge in diesen Bereichen eine umfassende Folgenabschätzung durchgeführt wird. Nach Ansicht der Mitgliedsregionen der VRE gehören zu diesen Bereichen der Binnenmarkt, insbesondere der freie Waren- und Dienstleistungsverkehr, der Außenhandel (angesichts der potentiellen Folgen der GATS-Verhandlungen für die Gesundheitsdienstleistungen), die Landwirtschaft sowie der Ver​braucherschutz (angesichts der aktuellen Debatte zu GVO). 

Für die wirksame Einbeziehung der öffentlichen Gesundheit in alle europäischen Politikfelder schlagen die Regionen folgende Mechanismen vor: 
· Umsetzung einer verbesserten Folgenabschätzung für Gesetzgebungsvor​schläge: Dazu gehören Fragen und Kriterien im Hinblick auf  den  potentiellen Einfluß eines Gesetzgebungsvorschlags auf die öffentliche Gesundheit sowie die europäische, nationale und regionale Politik auf diesem Gebiet. 

· Anhörungen zu Gesetzgebungsvorschlägen sollten auch Fragen zur potentiellen Aus​wirkung auf die öffentliche Gesundheit beinhalten. Sie sollten den Entschei​dungsträgern im Gesundheitsbereich zugeleitet werden. . Es gibt zu viele von der Europäi​schen Kommission ausgearbeitete Gesetzgebungsvorschläge und Anhörungen, und es ist für die Akteure im Gesundheitsbereich sehr schwierig, sie alle zu verfolgen und ihren Einfluß auf die öffentliche Gesundheit abzuschät​zen. Daher sollte bereits in der Anfangsphase die GD SANCO intern angehört werden, um die potentielle Auswirkung der Vorschläge und politischen Initiativen auf die Gesundheit zu analysieren und diese Vor​schläge an den Anliegen der öffent​lichen Gesundheit auszurichten. Die GD SANCO könnte auch ihre Akteure über bevorstehende Vorschläge in anderen Politikfeldern informieren und sie um ihre Meinung zu potentiellen Auswirkungen auf die Gesundheit bitten. 

· Schaffung besserer Beziehungen zwischen den Generaldirek​tionen der Europäischen Kommission. Insbesondere betont die VRE die Be​deutung der Stärkung der Beziehungen zwischen der GD SANCO und der GD EMPL, da gesundheits- und sozialpolitische Themen untrennbar miteinander ver​bunden sind, was Maßnahmen, die damit befassten Verwaltungen und die dafür verantwortlichen Leistungs​erbringer angeht. Es sollten allerdings auch Beziehungen mit der GD Bildung, der GD Informationsgesellschaft und Medien, Landwirtschaft und ländliche Entwicklung, Binnen​markt, Regional​entwicklung usw. geschaffen werden, um stimmige politische Initiativen im Gesundheitsbereich ins Leben zu rufen. 

· Stärkung der Beziehungen zwischen der GD SANCO und den Verantwortlichen im gesundheitspolitischen Bereich,   um einen höheren Wirkungsgrad zu erzielen. Die Peer Review „Healthy Democracy“ war eine ausgezeichnete Initiative und die VRE erwartet gespannt die Veröffentlichung der Verpflichtungen der GD SANCO sowie deren Umsetzung. 

Die VRE Prioritäten für Aktionen der EU im Gesundheits​bereich – Kernthemen

Fußend auf den Prioritäten der Mitgliedsregionen der VRE sollten die folgenden Kern​themen in die gesundheitspolitische Strategie einbezogen werden. Die Europäische Kommission sollte einen strategischen Rahmen für die unter allen politischen Handlungsträgern koordinierten Aktionen festlegen:

· Prävention von Alkoholmissbrauch;

· Entwicklung von innovativen Technologien für die Gesundheit (E-Health)

· Verbesserung der Verfügbarkeit und Erbringung von Gesundheitsdienst​leistungen so, dass diese den Bedürfnissen der Bürgerinnen und Bürger entspre​chen;

· Beseitigung von Ungleichheiten im Gesundheitsbereich.

Aktionen in diesen Bereichen sollten allgemeinere Antworten auf demo​graphische Herausforderungen und die Förderung der Gesundheit für alle/präventive Gesundheitspolitik finden. Das würde bedeuten, dass europäische Initiativen klar definiert sein sollten: Sie müssen auf die unterschiedlichen Bedürfnisse einer alternden Gesellschaft einerseits und von jungen Menschen andererseits eine Antwort geben.
Die Vorschläge der VRE zu strategischen Zielsetzungen, Maßnahmen sowie Methoden im Bereich des Monitoring und der Evaluierung sind jeweils unter einer Themenüberschrift zusammengefasst. In diesen Politikfeldern ist ein Handeln auf europäischer Ebene nicht nur erforderlich, um nationale und regionale Initiativen, die derzeit entwickelt werden oder bereits bestehen, zu unterstützen, sondern auch, um den Einfluß von anderen europäischen politischen Strategien in diesen Bereichen zu ergänzen und oft auch ein Gegengewicht dazu zu bilden (beispielsweise Binnenmarkt, Forschung und Entwicklung oder soziale Eingliede​rung).
Prävention von Alkoholmissbrauch

Die VRE unterstützt die Initiativen der EU zur Förderung der Gesundheit, wobei Nachdruck auf Faktoren gelegt wird, die in Zusammenhang mit der Lebensführung stehen.. Die Europäischen Initiativen zu Tabak und Ernährung waren bislang erfolgreich,  und die Bemühungen sollten fortgeführt werden. Dennoch sind die Mitglieds​regionen der VRE der Ansicht, dass das Thema Alkohol mehr Gewicht erhalten sollte. 
Die Veröffentlichung der europäischen Alkoholstrategie im Jahr 2006 wurde sehr begrüßt, da darin ausdrücklich der Bedarf nach einer koordinierten Aktion zur Prävention von Alkoholmissbrauch in Europa anerkannt wird. Die Mitgliedsregionen der VRE sind jedoch enttäuscht darüber, dass diese Strategie ausschließlich auf Ziele innerhalb der Sphäre der öffentlichen Gesundheit begrenzt ist und sich nicht an andere Politikfelder heranwagt, insbesondere den Binnenmarkt, der eine signifikante Auswirkung auf den Erfolg jeder Präventionsstrategie bei Alkohol hat. 
Die Mitgliedsregionen der VRE sind überzeugt, dass Aktionen auf europäischer Ebene in diesem Bereich erforderlich sind, und zwar aufgrund der genannten Auswirkung der europäischen Politik auf die Wirksamkeit der nationalen und regionalen Präventionsstrategien. Daher unterstützt die VRE die GD SANCO bei der Verstärkung ihres Einsatzes für diese Politik und ihrer Arbeit mit politischen Handlungsträgern außerhalb der öffentlichen Gesundheit, um das Bewusstsein für die Wir​kung von Alkohol auf einzelne Menschen, die Gesellschaft und die Wirtschaft als Ganzes zu schärfen. Die strategischen Zielsetzungen im Bereich der  Prävention von Alkohol​missbrauch sollten klare Vorgaben und „Meilensteine“ enthalten. 
Die VRE und ihre Mitgliedsregionen werden ihrerseits ein Peer-Review-Verfahren zur Prävention von Alkoholmissbrauch ins Leben rufen, um die Ausgestaltung und Umsetzung einer Präventionspolitik zu verbessern  und das Bewusstsein der Regionen in Hinblick auf den Alkoholmissbrauch und die entsprechende  Prävention zu schärfen.

E-Health

Die Mitgliedsregionen der VRE erkennen das Thema E-Health als Schlüssel für die Zukunft der öffentlichen Gesundheits- und Sozialsysteme an. Es handelt sich dabei um einen innovativen Sektor mit bedeutendem Wachstumspotential, der auch bei der Modernisierung der Gesundheits- und Sozialsysteme sowie der Verbesserung der Qualität und Effizienz in der Leistungserbringung hilfreich sein kann. Er trägt auch zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung der Regionen bei, indem KMUs angezogen werden, in den Regionen Zentren für F&E entstehen, und die Bevölkerung in ländlichen und/oder entlegenen Gebieten unterstützt wird. 
E-Health sollte daher ein Kernthema der europäischen gesundheitspolitischen Strategie sein, mit klaren Zielsetzungen für die Entwicklung von IKT-Instru​menten und einem unterstützenden  Finanzierungsmechanismus. 
Zur Überwachung des Erreichten sollten „Meilensteine“ festgelegt werden, beispielsweise im Hinblick auf die Nutzung der E-Gesundheitskarte, die Entwicklung von vollständig kompatiblen Systemen, die zunehmende Nutzung von E-Instrumenten durch Patienten und Bürger für den Zugang zu Gesundheitsinformationen (in Abstimmung mit der europäischen E-Government Strategie).

Gesundheitsdienstleistungen

Die Zukunft der Gesundheitsdienstleistungen in Europa ist eine wesentliche Frage für jede zukünftige europäische gesundheitspolitische Strategie. Obwohl die Europäische Kommission die Veröffentlichung ihrer Vorschläge für das Jahr 2007 plant, sollte dieses Thema ein Hauptschwerpunkt der gesundheitspolitischen Strategie bleiben, mit regelmäßiger Überwachung und Bewertung der Situation der Gesundheitsdienst​leistungen in Europa. 
In diesem Bereich ist ein Handeln auf europäischer Ebene vonnöten, nicht nur für die Schaffung eines klaren Rahmens für grenzüberschreitende Gesundheitsdienstleistungen, sondern es sollte auch regelmäßig der Einfluß der anderen europäischen politischen Strategien auf die Gesundheitsdienstleistungen überwacht, bewertet und - wo nötig - korrigiert werden. Die Mitgliedsregionen der VRE sind davon überzeugt, dass die Moderni​sierung der Gesundheits- und Sozialdienstleistungen in Europa eher das Ergebnis eines politischen Konsenses sein sollte als eine Nebenwirkung der europäischen Regeln für den Binnenmarkt. 
Darüber hinaus wiederholt die VRE ihre Forderung nach entsprechender  Gesetz​gebung für Gesundheitsdienstleistungen. Darin sollten die Kern​werte der europäischen Gesundheits- und Sozialsysteme gemäß  den Vorschlägen des Ministerrates für Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbrau​cherangelegenheiten, der am 1. und 2. Juni 2006 in Luxemburg zusammengekommen war, festgeschrieben werden. Die Rechtsgrundlage für diese Gesetzgebung sollte Artikel 152 EG sein, und es sollte gemäß den Artikeln 2 und 3 EG  Bezug zu den Grund​prinzipien der EG genommen werden.

Die Mitgliedsregionen der VRE haben folgende Prinzipien als grundlegend für die Gesundheits- und Sozialsysteme in Europa erklärt:

a. Solidarität

b. Soziale Gerechtigkeit

c. Sozialer Zusammenhalt

d. Gleichberechtigter Zugang zu Beschäftigung, insbesondere für junge und behinderte Menschen

e. Geschlechtergleichheit

f. Gleichberechtigter Zugang zu Gesundheits- und sozialem Schutz

g. Universeller Zugang zu Bildung

h. Universeller Zugang zu Gesundheits- und Sozialdienstleistungen

i. Chancengleichheit für alle in der Gesellschaft, insbesondere für die Älteren, Jungen,  Behinderten, sozial Ausgegrenzten und die Minderheiten​gruppen

j. Universeller Zugang zu, Entwicklung und Umsetzung von Wissen bei Gesundheits- und Sozialdienstleistungen.

Die Verabschiedung eines solchen Gesetzgebungsrahmens würde auch der Debatte zu Gesundheitsdienstleistungen in Europa dienen, da er ein Gegengewicht zur Auswirkung der Binnenmarktregeln der EG auf Gesundheitsdienstleistungen und die Kompe​tenzen der Mitgliedstaaten und Regionen bilden würde, diese Dienstleistungen entsprechend den Bedürfnissen ihrer Bürger zu organisieren, zu finanzieren und zu erbringen.

Beseitigung von Ungleichheiten im Gesundheitsbereich

Die Mitgliedsregionen der VRE setzen sich für die Verringerung von Ungleichheiten im Gesundheitsbereich ein. Soziale Eingliederung und die Schaffung von gleichen Chancen für alle sind für die VRE wichtige strategische Prioritäten, wie es in unserem Strategie​plan 2007-2012 widerspiegelt wird.

In diesem Zusammenhang wiederholt die VRE ihre Forderung nach einer verbesserten Koordinierung zwischen der GD SANCO und der GD EMPL. Beide Direktionen entwickeln komplementäre politische Initiativen. Die VRE ist davon überzeugt, dass nur ein kombinierter politischer Ansatz die Gleichheit im Gesundheitsbereich zu einer Realität werden lassen kann.


Antwort der VRE auf die im Konsultationsdokument enthaltenen Fragen

Frage 1

Die VRE ist sich darüber einig, dass die zukünftige europäische gesundheitspolitische Strategie, wenn sie erfolgreich sein soll, auf eine begrenzte Anzahl von Prioritäten beschränkt sein sollte, und klare Mechanismen für deren Umsetzung sowie die Über​wachung und Bewertung der Fortschritte festgelegt werden müssen. 

Die VRE schlägt die vorstehend genannten Politikfelder zur Einbeziehung in die euro​päische gesundheitspolitische Strategie gemäß der Themenüberschriften vor. 

Frage 2

Die VRE unterstützt die breite Umsetzung des Instruments zur Folgenabschätzung im Gesundheitsbereich auf allen Politikfeldern mit potentiellem Einfluß auf die öffentliche Gesundheit, einschließlich: unter anderem des Binnenmarktes (freier Waren- und Dienstleistungsverkehr, Freizügigkeit der Arbeitnehmer), der Umwelt, der Landwirt​schaft, des Verbraucherschutzes, des Außenhandels. 
Zur Einbeziehung der Gesundheit schlägt die VRE vor, dass die Europäische Kommission Schlüsselbereiche ermittelt, in denen die Anliegen der öffentlichen Gesundheit nicht ausreichend berücksichtigt werden und mittel- sowie langfristige Ziele festlegt, um sicherzustellen, dass für angestrebte Maßnahmen auf diesem Gebiet eine umfassende Folgenabschätzung für den Gesundheitsbereich durchgeführt wird. Nach Ansicht der Mitgliedsregionen der VRE gehören zu diesen Bereichen der Binnenmarkt, insbesondere der freie Waren- und Dienstleistungsverkehr, der Außenhandel (angesichts der potentiellen Folgen der GATS-Verhandlungen für die Gesundheitsdienstleistungen), die Landwirtschaft sowie der Verbraucherschutz (angesichts der aktuellen Debatte zu GVO). 

Die VRE schlägt des Weiteren vor, dass die neue europäische gesundheitspolitische Strategie einer Halbzeitbewertung unterzogen wird, um Fortschritte zu bewerten und infolge neuer Entwicklungen notwendige Änderungen vorzunehmen. Um jedoch sicherzustellen, dass diese neue Strategie ausreichend flexibel bleibt, um auf ständige Ver​änderungen und neue Herausforderungen reagieren zu können (wie der demographische Wandel oder Pandemien), schlägt die VRE die Erstellung eines jährlichen Fortschritts​berichts vor. 

Frage 5

Zusätzlich zur Formulierung von klaren Zielen und Einführung von wirksamen Überwachungs- und Bewertungsmechanismen, wie vorstehend dargestellt, betont die VRE auch die Bedeutung von strategischen Partnerschaften und die Notwendigkeit, dass sich eine große Bandbreite von politisch Verantwortlichen die öffentlichen Gesundheitszielsetzungen zu eigen macht. 
Die Europäische Kommission kann  in diesem Zusammenhang sehr gute Resultate verzeichnen, wie das European Health Policy Forum und das Peer-Review-Ver​fahren „Healthy Democracy“ aufzeigen. Die Kommission sollte weiterhin die Mitglied​staaten und Entscheidungsträger zur Zusammenarbeit und Entwicklung von gemein​samen Initiativen ermutigen, beispielsweise durch die Forderung nach Informationen zur Einbindung der Zivilgesellschaft und anderer Akteure in die Umsetzung der öffentlichen Gesundheitszielsetzungen in nationalen Fortschrittsberichten oder durch die Organisation von Foren, in denen beide Parteien zusammenkommen und Partnerschaften aufbauen können. 
Frage 6

Wesentlich bei der Umsetzung der Ziele der europäischen öffentlichen Gesundheit ist die Einbeziehung aller betroffenen politischen Entscheidungsträger. In ganz Europa sind die Regionen  Schlüsselpartner bei der Entwicklung, Umsetzung und Ausgestaltung der Gesundheitspolitik. Daher sollten sie auch auf europäischer Ebene als solche anerkannt werden. 
Obwohl in den Europäischen Verträgen anerkannt wird, dass eine unmittelbare Beziehung zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten besteht, ist die VRE davon überzeugt, dass regelmäßiger Kontakt mit den Regionen und den sie vertretenden Organisationen notwendig ist. Das würde es der Europäischen Kommission erlauben, Informationen aus erster Hand von der Regierungsebene zu erhalten, die für die Ausgestaltung und Umsetzung der Europäischen Gesundheitspolitik verantwortlich ist; eine unmittelbare Beziehung wäre für beide Seiten bereichernd. 
Daher schlagen wir vor, dass zwischen dem Europäischen Kommissar für Öffentliche Gesundheit und dem Präsidenten der Kommission der VRE für Öffentliche Gesundheit und Sozialpolitik jährlich Treffen organisiert werden, um die Fortschritte bei der gesund​heitspolitischen Strategie zu besprechen und die vorrangigen Bereiche zu ermitteln, in denen regionales Handeln zur Erreichung der europäischen Ziele beitragen kann. 
Frage 7

Zunächst begrüßt die VRE das Peer-Review-Verfahren „Healthy Democracy“, das 2006 durchgeführt wurde. Diese Initiative war nicht nur ein Zeichen für die Akteure im Gesund​heitsbereich, dass die Europäische Kommission sich verpflichtet fühlt, Kontakt zu ihnen zu halten. Es war auch eine Gelegenheit zur Verbesserung des Kommunikationsprozesses und zum Hinweis auf die Herausforderungen, denen sich die Verantwortlichen in ihrer Arbeit mit den Institutionen der EU gegenübersehen. Die VRE als Organisation, die in mehreren Politikfeldern aktiv ist, wird die Initiative „Healthy Democracy“ den anderen Generaldirektionen der Kommission, mit denen sie zusammenarbei​tet,  als best-practice  Beispiel, dem gefolgt werden sollte,  darlegen. 
Die VRE ist davon überzeugt, dass die Bandbreite der Akteure, mit denen die Kommis​sion zusammenarbeitet, erweitert, und dass die Zusammenarbeit mit den Generaldirek​tionen und den in anderen Bereichen tätigen Akteuren verstärkt werden sollte. Das sollte von Fall zu Fall, in Abhängigkeit von den besprochenen politischen Themen, geschehen. Ein offensichtliches Beispiel ist die Notwendigkeit der Entwicklung von mehr Synergien zwischen der GD SANCO und der GD EMPL im Zusammenhang mit der Beseitigung von Ungleichheiten im Gesundheitsbereich. Zum Potential an Mehrwert dank der Bildung von  Synergien gehört

· die Entwicklung stimmiger politischer Themen, um die es geht

· die Erhöhung der Legitimität, da eine größere Anzahl von Akteuren beteiligt wird

· die verstärkte Unterstützung für die zukünftige politische Initiative durch die Schaf​fung von Bündnissen zwischen den verschiedenen Sektoren

· die verbesserte Umsetzung der fraglichen Politik sowohl dadurch, dass sich unterschiedliche politische Handlungsträger diese Themen zu eigen machen  als auch durch die Verabschiedung eines vollständigeren Ansatzes bei der Formu​lierung der Politik.
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